Preußiſche Gefeßfammlung 


Jahrgang 1916 Nr. 24. 


(Nr. 11533.) Verordnung, betreffend den Erwerb von Reichskriegsanleihe für Stiftungen 
ſtandesherrliche Hausgüter, Familienfideikommiſſe, Lehen und Stammgüter.“ 
Vom 14. September 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag Unferes 
Staatsminiſteriums, was folgt: 

91. 

Der Vorſtand einer Stiftung ſowie der Inhaber eines ſtandesherrlichen 
Hausguts, Familienfideikommiſſes, Lehens oder Stammguts oder die ſonſt zur 
Verwaltung eines der vorgenannten Vermögen berufenen Perſonen oder Stellen 
ſind mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde befugt, für dieſes Vermögen Kriegs⸗ 
anleihe des Deutſchen Reichs (Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen) zu 
erwerben. Die Auffichtsbehörde kann fie zu dieſem Zwecke ermächtigen, die er⸗ 
forderlichen Verpflichtungserklärungen abzugeben, über die zu dem Vermögen ge— 
hörenden Kapitalien (Gelder, Forderungen, Wertpapiere uſw.) zu verfügen und 
die ſonſtigen zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtände zu verpfänden oder zu 
belaſten. 

9.25 


Die Genehmigung Ermächtigung) der Aufſichtsbehörde kann unter Be⸗ 
dingungen oder Auflagen erteilt werden, ſie kann auch nachträglich erfolgen. 


Se 
Fehlt eine Aufſichtsbehörde oder iſt ungewiß, welche Behörde zur Aufficht 
berufen iſt, ſo gilt als Aufſichtsbehörde im Sinne dieſer Verordnung bei Stiftungen 
die höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die Stiftung ihren Sitz hat oder 
die Verwaltung der Stiftung geführt wird, im übrigen das Oberlandesgericht, 
in deſſen Bezirk das Vermögen des ſtandesherrlichen Hausguts, Familienfidei— 
kommiſſes, Lehens oder Stammguts feinem Hauptbeſtande nach oder der Gegen- 
ſtand, über den verfügt werden ſoll, ſich befindet. 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. September 1916. 


0 


94. 

Iſt die Genehmigung (Ermächtigung) von einem Gericht oder einer höheren 
Verwaltungsbehörde oder einer ihnen übergeordneten Behörde erteilt, ſo kann 
nicht geltend gemacht werden, daß die Perſon oder Stelle, welcher die Genehmi⸗ 
gung erteilt iſt, zu der Verfügung über das Vermögen nicht befugt geweſen ſei 
oder daß die genehmigende Behörde für die Genehn gung nicht zuſtändig ge⸗ 
weſen ſei. f 

(BR 


Die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde iſt unanfechtbar. Gebühren und 
Auslagen werden dafür nicht erhoben. 5 


9 6. 

Durch dieſe Verordnung wird die Befugnis der im § 1 genannten Per- 
ſonen oder Stellen zur Verwendung des Vermögens auf Grund anderer Vor 
ſchriften nicht berührt. 

8 7. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Das Staats⸗ 
miniſterium wird ermächtigt, den Zeitpunkt zu beſtimmen, zu welchem die Ver- 
ordnung außer Kraft tritt. 

Mit der Ausführung der Verordnung werden die zuſtändigen Miniſter 
beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 8 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 14. September 1916. 


| (Siegel.) Wilhelm. 
Beſeler. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
Lentze. v. Loebell. Helfferich. 
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